
Bundessozialgericht
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1 m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,
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Beklagter und Revisionsbeklagter.

Der 40. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 1. Dezember 4978

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 14. Dezember 4976

aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung an

das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Beklagte verpflich-

tet ist, dem Kläger Fahrtkosten zu erstatten, die ihm bei der

Teilnahme an Übungsveranstaltungen der Versehrtensportgemein—

schaft (vse) Endersbach entstanden sind.

Der 1926 geborene, in Stuttgart wohnhafte Kläger erhält wegen

einer Vielzahl von Schädigungsfolgen Versorgungsleistungen nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 400 vH sowie

Pflegezulage, Schwerstbeschädigtenzulage und Ausgleichsrente.

Seit Januar 1967 nahm er an den von der VSG Endersbach im

Mineralbad Stuttgart—Bad Cannstatt und später auch in der

Sporthalle in Hegnach je einmal wöchentlich stattfindenden
Versehrtenleibesübungen teil. Er begehrte dafür in einem von

dieser VSG an das Versorgungsamt Heilbronn weitergeleiteten

Schreiben Fahrtkosten_ und Eintrittsgelderstattung, worauf es

ihr mitteilte, Eintrittsgelder seien bereits erstattet worden,

Fahrtkosten könnten antragsgemäß erst für III/68 erstattet

werden (Schreiben vom 27. September 4968). Außerdem teilte

das Versorgungsamt Heilbronn auf den Antrag des Klägers der

VSG am 14. Februar 1969 ua mit, es sei einverstanden, wenn der

Kläger bei der Teilnahme an den Übungsveranstaltungen seinen

eigenen Pkw benutze, auch werde der Erstattung der Fahrtkosten

für eine Begleitperson unter Zugrundelegung der behaupteten

einfachen Entfernung von 8,5 km zu allen Übungsveranstaltungen

zugestimmt. Als der Kläger bei einer Vorsprache beim Ärztlichen

Dienst des Beklagten am 24. April 4969 beanstandete, er habe
für die Fahrten in IV/4968 keine Kostenerstattung erhalten,
obwohl er an 45 Schwimm— und Gymnastikveranstaltungen teil—

genommen habe, teilte dieser der VSG Endersbach mit Schreiben

vom 15. Mai 4969 mit, für dieses Quartal sei kein Antrag vor-
gelegt worden; die Teilnehmerlisten enthielten nur 12 Schwimm-

veranstaltungen. Gegen die Besuche der Übungsveranstaltungen
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der VSG Endersbach sei nichts einzuwenden, auch wenn es sich

nicht um solche der nächstgelegenen VSG Cannstatt handele,

sofern keine höheren Kosten anfielen; die Entfernung von der

Wohnung zu allen Veranstaltungen der VSG Endersbach sei auf

8,5 km festgelegt worden. Nachdem verschiedene vom Kläger auf

diesen Fahrten benutzte Straßen wegen Bauarbeiten gesperrt

worden waren, beantragte er am 42. April 4970 über die VSG

Endersbach, der Berechnung der Fahrtkosten eine Entfernung zu
den Schwimmveranstaltungen von 40 km, zu den Leibesübungen von

48 km zugrunde zu legen. Mit Schreiben vom 26. Mai 4970 an die

VSG Endersbach hob daraufhin das Versorgungsamt Heilbronn

(Ärztlicher Dienst) die Genehmigung vom 44. Februar 4969 auf

und sicherte Fahrtkostenersatz für eine Entfernung von 5 km

zu den Schwimm— und 8,5 km zu den Gymnastikveranstaltungen zu,

da Fahrtkosten der Höhe nach nur wie bei Teilnahme an den von

der nächstgelegenen VSG durchgeführten Veranstaltungen ersetzt

werden könnten. Das sei die VSG Bad Cannstatt, die nicht das

Mineralbad Bad Cannstatt und auch nicht die Sporthalle in

Hegnach benutze. Diese Entscheidung gab die VSG Endersbach dem

Kläger mit Schreiben vom 8. Juni 4970 mit dem Bemerken bekannt,

daß Anfragen nur über die VSG einzureichen seien.

Hiergegen erhob der Kläger am 7. Juli 4970 beim Versorgungsamt

Heilbronn Widerspruch und hat unter Vorlage einer Auskunft des

Stadtmessungsamts Stuttgart vom 48. Juni 4970, wonach die Ent-

fernung von seiner Wohnung zum Mineralbad Bad Cannstatt 8,6 km

betrage, so daß Kosten für insgesamt 48 km zu erstatten seien,

darum, die Änderung zu berücksichtigen, derartige Fragen unmit—

telbar mit ihm zu regeln und im Wege eines Zugunstenbescheides

die in der zurückliegenden Zeit entstandenen Fahrtkosten für

einen weiteren Kilometer nachträglich zu erstatten. Er habe

nach 203ährigem Besuch das Bad wegen einer Bindehautentzündung
wechseln müssen. Nachdem das Versorgungsamt Heilbronn beim '

Stadtmessungsamt Stuttgart eine Auskunft über die maßgeblichen

Entfernungen für die Berechnung der Fahrtkosten und vom Landes-

versorgungsamt (LVersorgA) Baden-Württemberg eine rechtliche
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Stellungnahme eingeholt hatte, teilte es dem Kläger mit Schrei?

ben vom 20. Oktober 4970 ua mit, über die VSG Endersbach werde

auf seinen Antrag vom 42. April 4970 unter Aufhebung der Geneh-

migung vom 26. Mai 4970 eine neue Genehmigung erteilt werden,

wobei zu den Gymnastikveranstaltungen eine Fahrtstrecke von

46 km (mit einer Obergrenze von 5‚-— DM Erstattungsbetrag) und

zu den Schwimmveranstaltungen eine solche von 7,2 km zugrunde

gelegt werde; damit werde seinem Widerspruch teilweise abge-

holfen. Fahrtkosten könnten für die Zeit vor dem Antrag vom

42. April 4970 nicht übernommen und die Kilometerzahlen nicht

nach oben aufgerundet werden. Der Schriftwechsel sei ausschließ-

lich mit der VSG zu führen, weil der Beschädigte keinen unmittel—

baren Anspruch auf Erstattung von Fahrtkosten habe.

Die "gegen die Bescheide vom 26. Mai 4970 und vom 20. Oktober

4970" erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) Stuttgart als
unzulässig zurückgewiesen (Urteil vom 24. Dezember 4975), da
gegenüber dem Kläger kein Verwaltungsakt ergangen und kein.

Widerspruchsverfahren durchgeführt werden sei.

Das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg hat die vom SG
zugelassene Berufung des Klägers zurückgewiesen (Urteil vom
44. Dezember 4976), weil es an einem Verwaltungsakt und an der

Durchführung eines Vorverfahrens fehle.

Der Kläger hat die vom Senat nachträglich zugelassene Revision

eingelegt. Er rügt eine Verletzung des 5 44a Abs 5 des Bundes—
versorgungsgesetzes (BVG) und der 55 54, 406 Abs 4 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGS). Das LSG habe vor allem rechtsirrig die
Schreiben vom 26. Mai und vom 20. Oktober 4970 nicht als

Verwaltungsakte angesehen.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind damit einverstanden, daß der Senat ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil entscheidet (% 124 Abs 2
SGG).

II

Die Revision des Klägers ist begründet. Das Berufungsurteil

ist aufzuheben. Der Rechtsstreit ist zur neuen Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Zu Unrecht hat das LSG die auf Aufhebung der Bescheide vom
26. Mai und 20. Oktober 1970 und Verurteilung zur Erstattung

näher bezeichneter Fahrtkosten gerichtete verbundene Anfech-

tungs— und Leistungsklage des Klägers (% 54 Abs 1 Satz 1,
1. Alternative, Abs 4 SGG) abgewiesen. Der für eine Anfechtungs—

klage vorauszusetzende Verwaltungsakt ist in dem Schreiben

-des Ärztlichen Dienstes des Versorgungsamtes Heilbronn vom
26. Mai 1970 enthalten. Da das Recht der Kriegsopferversorgung

(KGV) keinen eigenen Begriff des Verwaltungsaktes kennt, kann

ungeachtet des 5 2 Abs 2 Nr 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes

(VwVfG) vom 25. Mai 1976 (BGBl I 1255) auf den im allgemeinen
Verwaltungsrecht entwickelten Begriff des Verwaltungsakts

zurückgegriffen werden, wie er in 5 55 Satz 1 VwVfG allgemein—

gültig gesetzlich umschrieben ist:"Verwaltungsakt ist jede

Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die

eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet

des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechts-

wirkung nach außen gerichtet ist" (vgl Urteile des 12. Senats

vom 2.5.1978 — 12 RK 17/78 — und vom 1.5.1978 — 12 RAr 49/77 —,
beide zur Veröffentlichung bestimmt). Für den Rechtscharakter

des Verwaltungsakts ist es unschädlich, daß das Schreiben vom
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26. Mai 4970 nicht als "Bescheid" oder in sonstiger Weise

ausdrücklich als Verwaltungsakt bezeichnet worden ist. Maßgeb—

lich ist vielmehr der Inhalt des Schreibens. Es stammt von einer

Behörde, nämlich dem Ärztlichen Dienst des Versorgungsamtes

Heilbronn. Es enthält insofern eine Verfügung zur Regelung

eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts, als

es im Über— und Unterordnungsverhältnis gegenüber der VSG Enders—

bach Näheres über die Erstattung der Fahdkosten des Klägers aus

Anlaß seiner Teilnahme an Versehrtenleibesübungen bestimmt. Die

Versehrtenleibesübungen gehören zu den Versorgungsleistungen

des dem öffentlichen Recht zuzuordnenden Recht der KOV (55 9
Nr 4, 40 Abs 5 BVG). Dem an die VSG Endersbach gerichteten
Schreiben, das deshalb unmittelbare Rechtswirkung nach außen hat,

ist zwar keine Rechtsmittelbelehrung beigegeben. Das ändert

jedoch nichts daran, daß es den bezeichneten Anforderungen eines

Verwaltungsaktes entspricht.

Diesen Verwaltungsakt durfte der Kläger selbst anfechten, obschon

er nicht ihm, sondern der VSG gegenüber ergangen ist. Indem der

Ärztliche Dienst des Versorgungsamtes Heilbronn sich an die VSG

wandte, hat er sich ersichtlich von der — wie noch dargelegt

werden wird — rechtsirrigen Vorstellung leiten lassen, daß die

Erstattung der dem versehrten Kläger bei der Durchführung von

Versehrtenleibesübungen entstandenen Fahrtkosten nach Nr Bd)

der VV zu 5 41a BVG nur über die VSG abzuwickeln sei und daß dem

Kläger insoweit kein eigener Erstattungsanspruch unmittelbar

gegen die Versorgungsverwaltung zustehe. Von dem Verwaltungsakt

ist der Kläger als Dritter betroffen. Das berechtigt ihn, den

Verwaltungsakt zunächst mit dem Widerspruch und sodann nach dem

daraufhin mit Schreiben vom 20. Oktober 4970 ihm gegenüber

ergangenen Widerspruchsbescheid mit der Anfechtungsklage anzu-
fechten. In dem Widerspruchsbescheid hat der Ärztliche Dienst

des Versorgungsamts Heilbronn seine Auffassung über die fehlende

Anspruchsberechtigung des Klägers nicht aufgegeben, wie dies

etwa daraus geschlossen werden könnte, daß dieser Bescheid an
den Kläger gerichtet ist. Vielmehr hat er seinen Standpunkt
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...?-

ausdrücklich dahin bekräftigt, daß "der Beschädigte als Teil—
}nehmer an den Versehrtenleibesübungen selbst keinen unmittel—

baren Anspruch gegen die Verwaltungsbehörde auf Erstattung von

Fahrtkosten" hat. '

Einem Dritten steht das Recht, einen gegenüber einem anderen

erlassenen Verwaltungsakt anzufechten dann zu, wenn er hier—

durch rechtlich benachteiligt wird, er also in seinen subjektiv—

öffentlichen Rechten beeinträchtigt wird (vgl Erichsen/Martens,

Das Verwaltungshandeln in: Allgemeines Verwaltungsrecht,

5. Aufl. 4978, S. 474 f; Erichsen, Das Bundesverwaltungsgericht

und die Verwaltungsrechtswissenschaft, DVBl 4978, 569, hier:
575 f — Anfechtung durch belasteten Dritten bei begünstigendem

Verwaltungsakt - ; ders, HRRVwR4975, F 6+7, S. 2, 5). Auch

das Bundessozialgericht (BSG) erkennt in ständiger Recht—

sprechung dem Dritten ein eigenes und selbständiges Recht,

einen ihm gegenüber nicht erlassenen Verwaltungsakt anzufechten

an, wenn er dadurch betroffen und in seinen Rechten verletzt

ist BSGE45, 422, 425 = SozR Nr 2 zu 5 4399 RVG; SozR Nrn 84
und 440 zu 5 54 SGG; SozR Nr 45 zu 5 49 BVG; vgl Meyer—Ladewig,

sec, 5 54 Anm42). ‘

Die Rechtsauffassung des Beklagten, die dem Kläger einen eigenen

und von ihm selbst verfolgbaren AnSpruch auf Erstattung seiner

Fahrtkosten als Teilnehmer an Versehrtenleibesübungen abspricht,

beeinträchtigt den Kläger in seinen Rechten aus dem Versor-

gungsrechtsverhältnis. Das zwischen dem Beschädigten und dem

Beklagten bestehende Versorgungsrechtsverhältnis verleiht dem

Beschädigten Ansprüche auf Versorgung. Dazu gehören der Anspruch

auf Versehrtenleibesübungen, die Beschädigten zur Wiedergewin—

nung und Erhaltung der körperlichen Leistungsfähigkeit gewährt

werden (55 9 Nr 4, 40 Abs 5 BVG), und als darauf beruhender
Folgeanspruch derjenige auf Erstattung der Fahrtkosten. Wie

jeder Versorgungsanspruch beruht auch der Anspruch des Beschä—

digten auf Fahrtkostenerstattung auf dem Versorgungsrechts—

verhältnis und richtet sich deshalb allein und unmittelbar
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gegen den Beklagten (vgl 5 480 Abs 4 BVG), nicht aber gegen
die VSS, der er sich angeschlossen hat, um die Versehrten-

leibesübungen durchführen zu können.

Für den hier allein streitigen Folgeanspruch auf Fahrtkosten—

erstattung fehlt allerdings eine ausdrückliche Gesetzesvor-

schrift. @@9 Nr 1, 40 Abs 5, 44a und 24 BVG sprechen dem
Beschäd1gten keinen Anspruch auf Erstattung der Fahrtkosten

zu, die ihm deshalb notwendig entstanden sind, weil er seinen '

Versorgungsanspruch auf Versehrtenleibesübungen durch seine

Teilnahme verwirklicht hat. Während in 55 9 Nr 4, 10 Abs 5 BVG

von einer Fahrtkostenerstattung keine Rede ist, enthält 5 44a

Abs 5 Satz 1 BVG immerhin folgende Erstattungsregelungz"Den

Versehrtensportgeme1nschaften werden die Kosten für die Durch—

führung der Versehrtenleibesübungen in angemessener Höhe er—

stattet". Dieser Erstattungsanspruch steht der VSG zu, wie sich

unmittelbar aus dem Gesetz ergibt. Er erstreckt sich aber nur,

was der Beklagte von Anfang anxerkannt hat, auf die Kosten der

VSS. nicht aber auf die dem Beschädigten selbst entstandenen

Kosten fur d Durchführung der Versehrtenleibesübungen. Der‘9

in @ 11a Abs 5 Satz 4 BVG gemeinte Erstattungsanspruch ist die

sachnotwendige Folge davon, daß der Beklagte den Versorgungs—

anspruch auf Versehrtenleibesübungen nicht selbst erfüllt,

sondern Sich im Benehmen mit den Versehrtensportorganisati—

onen geeigneter Versehrten5portgemeinschaften zur Durchführung

der Versehrtenleibesübungen bedienen kann (@ 44a Abs 4 Satz 2

B‘G). Insofern nird eine vorhandene zweckgebundene Organi—

sationseinheit, nämlich eine VSG, für Versorgungszwecke von
der Versorgungsverwaltung in Dienst genommen. Durch diese

Indienstnahme erfüllt die zur Dienstleistung herangezogene

tatsächliche Organisation einer VSG die an sich dem Beklagten

obliegende öffentlich—rechtliche Verwaltungsaufgabe, Versehrten-

leibesübungen durchzuführen (vgl 9 180 Abs 1 BVG). Die so
herangezogene VSG ist in ihren verschiedenen, sich aus der

Durcnführung der Versehrtenleibesübungen ergebenden Funkti-

onen e1n unselbständiger Verwaltungshelfer der Versorgungs—
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verwaltung. Sie leistet insoweit "technische Erfüllungshilfe"

(vgl Udo Steiner, Öffentliche Verwaltung durch Private-Allge-
meine Lehren, 1975, S. 115 f). Ohne mit einer öffentlich-recht-

lichen Aufgabe beliehen zu sein und deshalb ohne öffentlich-

rechtliche Verwaltungskompetenz, hat die VSS, indem sie für die
Versorgungsverwaltung Versehrtenleibesübungen durchführt, nur

einen tatsächlichen Anteil an der eigentlichen Aufgabe der

Versorgungsverwaltung bei der Durchführung von Versehrten—

leibesübungen (vgl Udo Steiner, aaO, S. 116 ff, 184 ff, 196 f).

Der Gesetzgeber hat der für eine öffentliche Verwaltungsaufgabe

herangezogenen privaten Organisation einer VSG einen eigenen

Erstattungsanspruch für die ihr durch diese Heranziehung

entstandenen Kosten in 5 11a Abs 5 Satz 1 BVG zuerkannt. Dies

können aber der Natur der Sache nach nur der VSG entstandene

Kosten sein, zB Miete einer Ubungsstätte, von Turn- und Sport—

geräten, von Transportfahrzeugen, Aufwendungen für die Beschaf-

fung von Lehrmaterial, für die Vergütung von Ärzten und Per—

sonal. Die VV Nr 5a) bis d) zu 5 11a BVG führen diese Kosten

des näheren auf. Jedoch ist die ersichtlich um größtmögliche

Vollständigkeit in Nr 5d) VV bemühte Regelung insofern einen

Schritt zu weit gegangen, als sie zu den nach 5 11a Abs 5
Satz 1 BVG den Versehrtensportgemeinschaften zu erstattenden
Kosten auch die Fahrtkosten der Beschädigten rechnet. Damit

wird aber der vorgegebene gesetzliche Rahmen des 5 11a Abs 3

Satz 1 BVG bei der näheren Bestimmung der erstattungsfähigen

Kosten der VSG verlassen. Insofern durfte der Beklagte die im

Gesetzesvollzug zu % 11a Abs 3 Satz 1 BVG erlassene VV Nr 5b)

nicht anwenden.

Auch 5 24 BVG gibt dem Beschädigten keinen Anspruch auf Er-
stattung der hier streitigen Fahrtkosten. Freilich sind nach

5 24 Abs 1 Satz 1 BVG dem "Berechtigten für sich und eine

notwendige Begleitung die hierdurch entstehenden notwendigen

Reisekosten einschließlich der Kosten der Verpflegung und

Unterkunft in angemessenem Umfang zu ersetzen", wenn
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"Heilbehandlung, Krankenbehandlung oder Badekur von der Verwal—

tungsbehörde durchgeführt wird". Während so bei den Versorgungs—

leistungen der Heilbehandlung, Krankenbehandlung oder Badekur

dem Beschädigten ein eigener Anspruch auf Erstattung der not—

wendigen Reisekosten — gesetzlich als Ersatzanspruch bezeichnet -
zusteht, fehlt nun für die aus Anlaß der Teilnahme an Versehrten-

leibesübungen Beschädigten entstandenen Fahrtkosten eine der-

artige Vorschrift. Insoweit ist 5 24 Abs 1 Satz 1 BVG lückenhaft.

Der Senat ist im Wege des Analogieschlusses befugt, diese Lücke

zu schließen, weil sie planwidrig ist. Die Lücke ist nämlich

versehentlich entstanden (vgl schon Rdnr des BMA vom 10. Juni

1974 - Vb4—5747.1—198/75 III nicht veröffentlicht Nr 8,
wonach die Versehrtenleibesübungen zu den Maßnahmen der Heil-

behandlung zählen und die Fahrtkosten (Nr 6) dem Beschädigten

und nicht der VSG zu erstatten sind). Das ergibt sich aus fol—

gendem:

Der "Versehrtensport" ist durch das 5. Gesetz zur Änderung und

Ergänzung des BVG (BVG—ÄndG5) vom 6. Juni 1956 (BGBl 465) in
Form der "heilgymnastischen und bewegungstherapeutischen

Übung" als Teil der Heilbehandlung eingeführt worden; diese

konnte als Gruppenbehandlung durchgeführt werden und hieß dann
"Versehrtensport", der überwiegend von Versehrtensportvereinen
oder —gemeinschaften durchgeführt wurde. Für diesen Versehrten—

sport als Teil der Heilbehandlung bestimmte @ 24 Abs 1 BVG aF

ua den Ersatz von Reisekosten (vgl VV Nr 4 Satz 7 zu 5 11 Abs 1

BVG idF vom 9. August 1956 und Nr 6 der Richtlinien zur Durch—

führung des Versehrtensports vom 51. Juli 1956 — Anlage zu:
Heft 8 BVBl 1956 - und Rundschreiben des BMA vom 16. November

1964 mit Änderung ab 1. Oktober 1964 dahin, daß bestimmte
Höchstgrenzen der zu erstattenden Kosten festgelegt wurden —
KOV 1965, 9). Der Beschädigte hatte daher zumindest bis zum
1. NOG vom 27. Juni 1960 (BGBl 455) kraft Gesetzes einen

unmittelbaren Anspruch auf Erstattung von Reisekosten gegen
die Versorgungsverwaltung. Nachdem durch das }. NOG vom
28. Dezember 1966 (BGBl I 750) der Anspruch auf Versehrten-
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leibesübungen aus dem bisherigen Anspruch auf Heilbehandlung

ausgeklammert und verselbständigt wurde (55 9 Nr 1, 10 Abs 5,
180 Abs 1 BVG; vgl Kurzprotokolle der 20. und 25. Sitzung

des Ausschusses für Kriegsopfer— und Heimkehrerfragen vom

9. Dezember 1959 und 21. Januar 1960), hätte es hinsichtlich

,
der dem Beschädigten durch seine Teilnahme an den Versehrten-

leibesübungen entstandenen Kosten einer eigenen Fahrtkosten—

erstattungsregelung bedurft. Diese ist aber ersichtlich verse-

hentlich nicht durch das 5. NOG in das BVG mit aufgenommen

worden.

Der dem Kläger gegen den Beklagten daher in entsprechender

Anwendung des 5 24 Abs 1 Satz 1 BVG zustehende Anspruch auf

Erstattung der ihm aus Anlaß seiner Teilnahme an Versehrten—

leibesübungen entstandenen Fahrtkosten ist bisher in seiner

Höhe aufgrund der von den hier dargelegten Grundsätzen abwei-

chenden Rechtsauffassungen der Vorinstanzen gerichtlich nicht

überprüft worden. Die insoweit erforderlichen Tatsachenfest—

stellungen, die dem Revisionsgericht verwehrt sind, wird das

Berufungsgericht nachzuholen haben, an das daher der Rechts—

streit unter Aufhebung der Feststellungen des LSG zur neuen

Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen ist (5 170

Abs 2 Satz 2 SGG). Das LSG wird auch über die Zeiträume zu
entscheiden haben, für die der Kläger eine Zugunstenentschei—

dung begehrt hat (@ ac novvro; @62 BVG).

Die Kostenentscheidung bleibt dem das Verfahren
abschließenden

Urteil vorbehalten.
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